
keit die Grundlage für die Durchführung des nor­
malen Rechtshilfeverkehrs innerhalb Deutschlands 
gemäß §§ 156 ff. GVG. Es ist zu begrüßen, daß die 
Berliner Gerichte insoweit ihren Standpunkt nicht 
konsequent zu Ende vertreten, und so vermieden 
wird, daß die sich durch Deutschland ziehenden 
Grenzmauern ohne Not um ein weiteres Stück er­
höht werden.

4. Es wurde schon oben darauf hingewiesen, daß 
die vorstehenden Ausführungen nicht zu der irrigen 
Annahme einer staatsrechtlichen Identität zwischen 
dem Hitlerstaat und der in Bildung begriffenen 
neuen deutschen Demokratie verleiten dürfen. Hier­
zu sei abschließend noch folgendes gesagt:

Die Gerichtsbarkeit als n o t w e n d i g e r  Ausfluß 
jeder Staatsgewalt muß als eine abstrakte Funktion 
verstanden werden in dem Sinne, daß sie vom 
Wechsel in Form und Wesen der jeweiligen Staats­
gewalt unabhängig ist. Sie ist kontinuierlich, so­
lange das in ihr verkörperte räumliche Element 
essentiell unverändert bleibt, in unserm Falle: so­
lange sie nach wie vor die Funktion einer den 
räumlichen Begriff Deutschland als Ganzes umfas­
senden Staatsgewalt darstellt, gleichgültig wie diese 
Staatsgewalt aussieht und von wem sie ausgeht. 
Sie würde umgekehrt die Kontinuität verlieren, so­
bald sie nicht mehr Ausfluß einer einheitlichen deut­
schen Staatsgewalt, sondern der deutscher Länder, 
Provinzen, Städte etc. wäre, und zwar auch dann, 
wenn die Staatsgewalt solcher Nachfolgekörper­
schaften der vorangegangenen zentralen Staats­
gewalt in Form und Wesen entspräche. Es ist also 
kein Zufall, daß die Rechtsprechung des KG zu ihrer 
Negierung der Kontinuität der deutschen Gerichts­
barkeit nur auf dem Wege über die Fiktion der 
Auflösung Deutschlands In eine Anzahl souveräner 
Einzelstaaten gelangt. Kontinuität der Gerichtsbar­
keit: das beinhaltet n i c h t  die Identifizierung 
früherer deutscher Staatsgewalten mit der Staats­
gewalt des heutigen oder kommenden Deutschland, 
aber es i s t gleichbedeutend mit der Fortdauer einer 
e i n h e i t l i c h e n  deutschen Staatsgewalt, die die 
Voraussetzung für das Gelingen des wirtschaftlichen 
und moralischen Neuaufbaus- unseres Landes ist.

Rechtliche Probleme der Bodenreform1)
Von Oberamtsrichter Wilhelm Radloff, Schwerin

Gestützt auf meine Erfahrungen als Grundbuch­
richter möchte ich auf einige Probleme hinweisen, 
welche die Verordnungen über die Bodenreform auf- 
rollen. Es handelt sich dabei um Sondervorschriften 
über

1. den Inhalt des Eigentums und die Beschränkun­
gen der Verfügungsmacht des Eigentümers;

2. die Begründung, Übertragung und Aufhebung 
des Eigentums;

3. die Zuschreibung der Zuwachsländereien;
4. das Verhältnis von Siedlung und Bodenreform.
Das deutsche Bodenrecht beruht in materieller 

Hinsicht auf dem Bürgerlichen Gesetzbuch, in for­
meller Hinsicht auf der Grundbuchordnung. Diese 
Gesetze bleiben für das Bodenrecht maßgebend, so­
weit sie nicht durch die Verordnung über die Boden­
reform abgeändert sind.

Für das neue Bodenrecht sind folgende gesetz­
liche Vorschriften von besonderer Bedeutung:

') Auch dieser Aufsatz bringt noch keine Behandlung der 
grundsätzlichen Probleme der Bodenreformgesetzgebung. Die 
Ausführungen dürften jedoch — obwohl sie lediglich von der 
Mecklenburgischen Gesetzgebung ausgehen — von allgemeinem 
Interesse sein. (D. Red.)

1. Die Verordnung Nr. 19 über die Bodenreform 
im Lande Mecklenburg-Vorpommern vom 5. 9. 
1945, Artikel VI:

Wirtschaften, die auf Grund dieser Verordnung ge­
schaffen wurden, können weder ganz noch teilweise ver­
kauft, verpachtet, geteilt oder durch Hypotheken be­
lastet werden. In besonderen Ausnahmefällen kann laut 
Beschluß der Landesverwaltung eine Teilung der Wirt­
schaften oder ihre Verpachtung zugelassen werden.

2. Die Verordnung Nr. 75 über die Eintragung der 
durch die VO über die Bodenreform vom 5. 9. 
1945 an die Bauern aufgeteilten Ländereien 
in das Grundbuch.
Artikel I.

Der den Landarbeitern, landlosen und landarmen 
Bauern, Kleinpächtern und Umsiedlern im Zuge der 
Bodenreform zugewiesene Grund und Boden wird ihr 
persönliches Eigentum mit dem Augenblick, in dem der 
Beschluß der Gemeindekommission über die Aufteilung 
des Bodens durch die Kreiskommission zur Durchfüh­
rung der Bodenreform bestätigt worden ist.
Artikel VIII.

Grundeigentümer, die im Zuge der Bodenreform Land 
erhalten haben, sind berechtigt, ihre Grundstücke mit 
anderen Bauern auszutauschen. Der Tausch bedarf der 
Genehmigung des Landrats.

Die bei einem Tausch von den Neubauern abgegebene 
Parzelle wird von den Bindungen der Bodenreform-Ver­
ordnungen frei, falls sie gegen ein Grundstück ausge­
tauscht wird, das bisher einer alten Bauernwirtschaft 
gehörte. Dafür unterliegt die eingetauschte Parzelle mit 
ihrer Zuschreibung im Grundbuchblätt den Bindungen, 
die sich aus dem Gesetz über die Bodenreform ergeben.

Die getauschten Parzellen müssen gleichwertig sein.
3. Die Anweisung des Präsidenten des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern, Abtl. Justizverwal­
tung, vom 3. 6.1946, betr. grundbuchliche Ein­
tragung der durch die Bodenreform zugeteilten 
Grundstücke nach der VO der Landesverwal- 
tung Nr. 75 vom 28. 3.1946, Artikel n Ziff. 3 a.

Danach ist in der zweiten Abteilung des 
Grundbuchblattes folgender Vermerk einzu­
tragen :

Dieses Grundstück darf nach Artikel VI Ziffer 1 der 
Verordnung über die Bodenreform vom 5. September 
1945 weder als Ganzes noch zum Teil verkauft oder ver­
pfändet werden.

i.

Der Inhalt des Eigentums an Bodenreformgrund­
stücken und die Beschränkungen der Verfügungs­

macht des Eigentümers.
Das Recht der Neubauern an den ihnen im Zuge 

der Bodenreform zugewiesenen Ländereien wird in 
Art. I der VO Nr. 19 über die Bodenreform im 
Lande Mecklenburg-Vorpommern vom 5.9.1945 als 
„Privateigentum“, in Art. I der VO Nr. 75 über die 
Eintragung der Grundstücke als „persönliches 
Eigentum“ der Neubauern und in den Besitzurkun­
den, die den Erwerbern von der Gemeindekommis­
sion für die Bodenreform ausgehändigt werden und 
die vom Präsidenten des Landes Mecklenburg-Vor­
pommern und dem zuständigen Landrat unter­
schrieben sind, als „persönliches, vererbbares Eigen­
tum“ bezeichnet. Der Ausdruck „persönliches“ 
Eigentum ist der deutschen Gesetzes- und Rechts­
sprache fremd. Ist es nur ein anderer Ausdruck für 
P r i v a t e i g e n t u m  oder soll damit gesagt sein, 
daß das Eigentum an die Person des Eigentümers 
derart gebunden ist, daß er es grundsätzlich nicht 
auf andere übertragen kann? Dann würde persön­
lich im Sinne von u n v e r ä u ß e r l i c h  zu ver­
stehen sein.

Daß die Bodenrefgrmgrundstücke (Neubauern­
stellen, Kleinsiedlungen, Handwerkerstellen, Zu­
wachsländereien) grundsätzlich unveräußerlich sein 
sollen, dafür sprechen folgende Erwägungen:

Die VO Nr. 19 Art. VI verbietet ausdrücklich 
ihren Verkauf. Nach der VO Nr. 75 ist ihr Aus-
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